
Vorwort

Als Tim mir zum ersten Mal von seiner Idee erzählte, ein Buch über 
Jura zu schreiben – wohlgemerkt nicht trocken und verklausuliert, 
sondern locker, verständlich und mit dem gewissen Augenzwinkern –, 
da wusste ich, das wird gut. Denn Tim bringt etwas mit, das in juristi‐
schen Lehrtexten oft fehlt: den Mut zur Klarheit, die Freude an der 
Sprache und vor allem echtes Herzblut.

Ich kenne Tim seit vielen Jahren. Er ist keiner, der sich mit oberflächli‐
chem Wissen zufriedengibt. Wenn er etwas erklärt, will er, dass sein 
Gegenüber es wirklich versteht. Genau diese Haltung spürt man auf 
jeder Seite dieses Buches. Es ist nicht bloß ein Kompendium für das 
erste Examen – es ist eine Einladung. Eine Einladung, das Öffentliche 
Recht zu entdecken, ohne Angst vor schwierigen Begriffen oder 
abstrakten Konstruktionen.

„Paragrafenheld: Öffentliches Recht“ schafft etwas, das selten 
gelingt: Es nimmt Dich mit in die Welt der Bescheide, Grundrechte 
und Richtlinien – und Du merkst gar nicht, dass Du lernst, während Du 
liest. Weil es Spaß macht. Weil es an Deine Lebenswirklichkeit an‐
dockt. Und weil Tim es versteht, selbst komplexe Strukturen so 
darzustellen, dass sie im Kopf bleiben.

Ich hä#e mir in meiner eigenen Ausbildung genau so ein Buch ge‐
wünscht. Jetzt ist es da. Und Du hältst es in der Hand. Viel Freude 
beim Lesen – und willkommen im Dschungel des Öffentlichen Rechts. 
Tim zeigt Dir den Weg.

Saarbrücken, im Februar 2026

Gregor Theado

Rechtsanwalt | BTL Rechtsanwälte
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Einführung 

Verwaltungsrecht BT treibt Dich in den Wahnsinn? Nicht mit diesem 
Buch. Das hier ist Dein Shortcut durch die Praxisfälle des Öffentli‐
chen Rechts – klar, systematisch & komple# ohne Paragrafenlaby‐
rinth. Bei Begriffen wie „Gefahrenabwehr“, „Selbstverwaltung“ oder 
„Baugenehmigung“ siehst Du nur noch Einzelfälle? Und Polizei-, 
Kommunal- und Baurecht fühlen sich für Dich an wie drei verschiede‐
ne Welten? Dann ist jetzt Schluss damit.

Paragrafenheld erklärt Dir polizeiliche Maßnahmen, Standardbefug‐
nisse, Gefahrenbegriffe, kommunale Selbstverwaltung, Bauplanungs- 
und Bauordnungsrecht & Co. so, dass Du den roten Faden erkennst – 
mit lebensnahen Beispielen, klaren Prüfungslinien und Aha-Momen‐
ten, die hängen bleiben. Kein unübersichtlicher Fallfriedhof, sondern 
Dein persönlicher Spaziergang durch Polizei-, Kommunal- und Bau‐
recht – ideal für Studium, Examen oder einfach zum Mitdenken.

Für Dich, wenn Du im Jura-Studium steckst und Verwaltungsrecht BT 
endlich greifen willst, in der Examensvorbereitung bist und typische 
Konstellationen sicher prüfen möchtest, Jura als Nebenfach hast 
oder verstehen willst, wie Verwaltung konkret eingreift, Verwaltungs‐
recht ohne Detailverlust, aber mit System lernen willst.

 Klare Prüfungsschemata für typische BT-Fälle

 Standardkonstellationen verständlich erklärt

 Gespräche sta# Definitionen – wie mit einem guten Freund

 Besonderes Verwaltungsrecht als System gedacht

 Aha-Momente sta# Einzelfallpanik

Klar. Verständlich. Ein Buch für Einsteiger, Umsteiger und 
Durchblicker. Hol Dir jetzt Deinen Shortcut durchs Verwaltungsrecht 
BT – lesen, prüfen, verstehen.

Weitere Inhalte, Blogbeiträge und einen Podcast findest Du auf: 
www.paragrafenheld.de
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Kapitel 1: Baurecht
Stell Dir vor, jemand gibt Dir ein leeres Grundstück in die Hand und 
sagt: „Mach was draus!“ Klingt erstmal nach kreativer Freiheit, oder? 
Tja, willkommen im Baurecht – dem Bereich des Rechts, der Dir 
ziemlich schnell zeigt, dass aus „Freiheit“ ganz fix „Regelwerk mit 
Plot-Twist“ werden kann.

Denn bauen darfst Du im Grunde alles – aber nur dort, wo es erlaubt 
ist, und nur so, wie es erlaubt ist. Und das ist kein Schikaneprogramm, 
sondern die Art und Weise, wie unser Zusammenleben geordnet 
bleibt, ohne dass der Nachbar plötzlich einen Freizeitpark im Vorgar‐
ten eröffnet.

Im Baurecht dreht sich alles um die Frage: Was darf auf einem Grund‐
stück entstehen, und unter welchen Bedingungen? Genau hier 
kommt die spannende Mischung aus öffentlichem Recht, planeri‐
schen Leitlinien und der kleinen, aber feinen Verwaltung um die Ecke, 
die über Bauvorhaben wachen muss. Die Baubehörde ist dabei nicht 
der Endgegner, sondern eher der Gatekeeper, der darauf achtet, dass 
Du Dich im Rahmen der Regeln bewegst – ein bisschen wie der 
Türsteher im Club des geordneten Städtebaus.

Auf Deinem Weg durchs Baurecht wirst Du also zwangsläufig auf 
Klassiker stoßen: Bebauungspläne, die über Wohl und Wehe ganzer 
Vorhaben entscheiden, Bauordnungen, die sicherstellen, dass ein 
Haus nicht wie ein schief geratener Jenga-Turm endet, und natürlich 
die große Frage: Wann darf eigentlich gebaut werden, und wann ist 
die Antwort ein höfliches, aber bestimmtes „Eher nicht“?

Wenn Du Dich also darauf einlässt, das Baurecht zu verstehen, 
bekommst Du nicht nur Einblick in eines der praktischsten Felder 
überhaupt, sondern wirst auch merken: Hier wird’s schnell konkret, 
oft überraschend – und manchmal auch ziemlich unterhaltsam. 
Bereit? Dann schnappen wir uns Helm und Planrolle und schauen uns 
an, wie aus Regeln Lebensraum entsteht.
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§ 1 Grundsätze des Baurechts

Wenn wir vom öffentlichen Baurecht sprechen, dann bewegen wir 
uns in dem großen Regelwerk, das darüber bestimmt, was Du mit 
einem Stück Boden eigentlich anstellen darfst – und was eben nicht. 
Es geht um die Frage, wann gebaut werden darf, welche Grenzen 
gelten, wie Ordnung hergestellt wird und wo der Staat sogar ein 
bisschen Anschubhilfe gibt. Kurz: Das öffentliche Baurecht ist der 
Schiedsrichter darüber, ob ein Gebäude stehen darf, wie es genutzt 
werden kann, ob Du es verändern oder irgendwann wieder abreißen 
darfst.

Damit das Ganze nicht im Chaos endet, teilt sich das öffentliche 
Baurecht klassisch in zwei große Teilbereiche: das Bauplanungsrecht 
und das Bauordnungsrecht.

A. Bauplanungsrecht

Das Bauplanungsrecht ist der Teil, der sich um die große Perspektive

kümmert. Hier wird festgelegt, welche Vorhaben auf welchen Flächen 
grundsätzlich zulässig sind – also der große Städtebau.

Die Basis ist das BauGB, flankiert von verschiedenen Verordnungen 
wie der Baunutzungsverordnung, der Wertermi#lungsverordnung 
und der Planzeichenverordnung.

Der wichtigste Werkzeugkasten der Gemeinden ist dabei die Bauleit‐
planung. Vielleicht hast Du schon einmal von zwei Plänen gehört, die 
sich ständig begegnen: dem Flächennutzungsplan und dem Bebau‐
ungsplan. Der Flächennutzungsplan ist der vorbereitende Plan – eine 
Art Landkarte der kommunalen Zukunftsvision, geregelt in §§ 5 ff. 
BauGB. Der Bebauungsplan geht einen Schri# weiter: Er ist verbind‐
lich (§§ 8 ff. BauGB) und legt fest, was genau auf einem Grundstück 
gebaut werden darf.

B. Bauordnungsrecht
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Während das Bauplanungsrecht also großflächig denkt, zoomt das 
Bauordnungsrecht ganz nah ran. Es interessiert sich weniger für das 
„Wo?“ und viel mehr für das „Wie?“.

Hier geht es um Gefahrenabwehr, Sicherheit und Gestaltung einzel‐
ner Gebäude.

Das Bauordnungsrecht regelt, wie ein Baugenehmigungsverfahren

abläuft, welche bauordnungsrechtlichen Maßnahmen möglich sind 
und welche Anforderungen ein Gebäude erfüllen muss.

Eine dieser Anforderungen ist das Verunstaltungsverbot – also der 
simple Gedanke: „Bi#e baue nichts, das aussieht wie eine Beleidi‐
gung fürs Ortsbild.“

Jedes Bundesland hat seine eigene Bauordnung. Alle 16 haben sich 
an der Musterbauordnung orientiert, die keineswegs ein Gesetz ist, 
aber als praktischer Leitfaden dient.

C. Verfassungsrechtliche Wurzeln des Bau‐
rechts

Natürlich kommt auch im Baurecht die Verfassung ins Spiel. Art. 74 
Abs. 1 Nr. 18 GG weist dem Bund im Bereich des Bodenrechts die 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz zu. Und weil der Bund mit 
dem BauGB bereits Nägel mit Köpfen gemacht hat, bleibt für die 
Länder im Bereich des Bauplanungsrechts kein Platz mehr für eigene 
Gesetze.

Ganz anders sieht es bei den Gemeinden aus: Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG 
garantiert ihnen das Recht, die örtlichen Angelegenheiten selbst zu 
regeln – und dazu gehört die Bauleitplanung. § 2 Abs. 1 BauGB wie‐
derholt diese Planungshoheit im einfachen Recht. Zudem müssen 
Gemeinden beteiligt werden, wenn andere Planungsträger Maßnah‐
men planen, die sich auf das Gemeindegebiet auswirken können – ein 
Beispiel dafür ist § 9 ROG. Ein weiteres wichtiges Instrument ist das 
gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB. Die Bauaufsichtsbe‐
hörde darf über bestimmte Vorhaben nur im Einvernehmen mit der 
Gemeinde entscheiden. Versagt die Gemeinde dieses Einvernehmen, 
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dann nur aus Gründen, die sich aus §§ 31, 33–35 BauGB ergeben. Und 
wenn zwei Monate lang Funkstille herrscht, gilt das Einvernehmen 
automatisch als erteilt. Sollte die Gemeinde das Einvernehmen 
rechtswidrig verweigern, kann es ersetzt werden – § 36 Abs. 2 S. 3 
BauGB macht’s möglich.

Beim Bauordnungsrecht ist die Lage anders: Da es sich um Gefahren‐
abwehr dreht, gehört es zum Polizei- und Ordnungsrecht. Die Länder 
haben nach Art. 70 Abs. 1 GG die Gesetzgebungskompetenz – daher 
die vielen Landesbauordnungen.

D. Baurecht und Eigentum

Ohne Art. 14 GG geht es im Baurecht nicht. Die Vorschrift schützt das 
Eigentum und damit auch das Recht, sein Grundstück nach eigenen 
Vorstellungen zu nutzen. Aber: Die Freiheit endet dort, wo die Geset‐
ze Grenzen ziehen. Diese Gesetze definieren „Inhalt und Schranken“ 
des Eigentums.

Wenn ein Vorhaben keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften

verletzt, besteht ein Anspruch auf eine Baugenehmigung. Für beste‐
hende Gebäude kann zudem ein Bestandsschutz greifen. Aber ein 
Freifahrtschein, überall und jederzeit zu bauen, ergibt sich aus Art. 14 
GG eben nicht.
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§ 2 Anspruch auf Erlass einer Bauge‐
nehmigung

Stell Dir vor, Du bist Bauherr und willst endlich loslegen. Fundament 
raus, Wände hoch, Dach drauf – das volle Programm. Und dann taucht 
die Gemeinde auf und sagt: „Momentchen mal! Wir haben hier viel‐
leicht gleich einen neuen Plan – also bi#e nichts anfassen.“ Genau 
dafür gibt’s im BauGB ein paar ziemlich wirkungsvolle Stoppschilder.

Fangen wir mit der Veränderungssperre an (§ 14 Abs. 1 Nr. 1 BauGB). 
Die Gemeinde kann damit praktisch den Baustopp-Knopf drücken, 
wenn bereits ein Aufstellungsbeschluss für einen neuen Bebauungs‐
plan existiert und wenn diese Planung gesichert werden muss. Klingt 
nach Bürokratie? Ist es auch. Aber eben eine, die ziemlich wirksam 
verhindert, dass Du Fakten schaffst, bevor die Gemeinde ihren Plan 
auf dem Tisch hat.

Das genügt der Gemeinde aber nicht immer. Wenn sie befürchtet, 
dass Dein Vorhaben die zukünftige Planung pla#walzen könnte, kann 
sie zusätzlich die Zurückstellung Deines Baugesuchs beantragen (§ 
15 Abs. 1 S. 1 BauGB). Dann muss die Genehmigungsbehörde – ohne 
Diskussion – erstmal auf Pause drücken. Behörden lieben ihre Pause‐
tasten.

Wichtig: Niemand verlangt, dass Du Eigentümer des Grundstücks 
bist. Du musst nicht mal irgendwas Eigentümerähnliches vorweisen 
(Art. 14 Abs. 1, 2 GG liefert da das Argument). Die Baugenehmigung ist 
nämlich ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Anders 
gesagt: Du darfst erstmal gar nichts und brauchst grundsätzlich eine 
Genehmigung, bevor irgendein Bagger warm läuft.

A. Anspruchsgrundlage

Du willst eine Baugenehmigung? Dann hältst Du Dich an § 73 Abs. 1 S. 
1 Hs. 1 LBO (im Saarland).

B. Formelle Erteilungsvoraussetzungen


